
10. Juni 1965

'4 Für das Nachschlagewerk! da 
Für die Fachpresse! da
Für die amtliche Sammlung! da

Gesetz: GG Art» 9 Abs0 3; TVG §§ 4, 9; BGB § 242; TV vom 15- 
Oktober 1953 zur Abänderung der KrT in Bremen.

Leitsätze:

1c Durch Abschluß ersetzender Tarifverträge treten Tarif­
ordnungen gemäß § 9 Abs« 1 TVG nicht nur für tarifge­
bundene Arbeitnehmer außer Kraft, sondern auch für nicht 
oder anders organisierte Arbeitnehmer0

2o Diese Auslegung des § 9 Abs« 1 TVG beeinträchtigt nicht 
das Grundrecht der Koalitionsfreiheit einer am Tarif­
abschluß nicht beteiligten Gewerkschaft, selbst wenn ihr 
eine größere Zahl von Arbeitnehmern angehört als der ver­
tragschließenden Gewerkschaftc

3o Ein anderweit organisierter Arbeitnehmer kann einzelver­
traglich jedenfalls dann die Anwendung eines von einer 
Konkurrenzgewerkschaft abgeschlossenen Tarifvertrages ver­
einbaren, wenn seine eigene Gewerkschaft keinen Tarif­
vertrag abgeschlossen hato

Aktenzeichen: 5 AZR 432/64 
Urteil des BAG vom 10o Juni 1965 LAG Bremen
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co
en

Im Namen des Volkes!
JL A?R. 43fL/64 
i Sa 31/64 Bremen

Verkündet 
an 10 Juni 1965
gern- V/einrich,i er u n g sh aup t s ek r e t ä r 

Urkundüb earn t er 
Geschüftsstolle Urteil

In Sachen

hat der Fünfte Senat des Bundesarbeitsgerichts auf 
Grund der mündlichen Verhandlung vom 10. Juni 1965 
durch den Senatspräsid.enten Professor Dr. Dr. Boldt, 
die Bundesrichter Dr. Auffarth und Siara sowie die 
Bundesarbeitsrichter Röglin und Br. Sohler für Recht 
erkannt:

Auf die Revision der Beklagten wird das Urteil 
des Landesarbeitsgerichts Bremen vom 7. Oktober 
1964- - 1 Sa 31/64 - aufgehoben und die Berufung 
des Klägers gegen das Urteil des Arbeitsgerichts 
Bremen vom 31» Januar 1964 - 3 Ca 3565/61 und.
3 Ca 3611/62 - zurückgewiesen.
Der Klüger trägt auch die Kosten der Berufung 
und der Revision.
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V o n  R e c h t s w e g e n  !
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2
Tatbe^tandv.

Der Kläger war von 1 „ Februar 1955 "bis zum 50« April 
1963 in der Psychiatrischen Abteilung der Städtischen Nerven- 
klinik B als Assistenzarzt beschäftigte, Seit dem 23o
Juni 1958 ist er Facharzt für Nerven- und Geisteskrankheiten,, 
Vom 1  Januar 1959 an war der Kläger als Stationsarzt von 
Haus tätige Diese psychiatrische Männerabteilung umfaßt 
45 - 50 klinische und 30 - 35 Pflegebetten« Die Patienten 
sind überwiegend psychomotorische, besonders unruhige, 
schwerkranke Geistes- und Gemütskranke; sie leiden zum 
Teil unter Alkoholdelirien, Psychosen nach Unfällen usw«.
Neben der medikamentösen Therapie oblag dem Kläger die 
ständige Durchführung von Insulinkuren, von Elektroschocks 
sowie Diagnostik durch Luftfüllung von Hirnkammern0

Der Kläger ist Mitglied des Marburger Bundes (Ver­
einigung angestellter Ärzte im Bereich der Landesärzte- 
kammer Bremen e„V0)° Ln den Arbeitsverträgen von 22o Januar 
1955? 9= harz 1957? 6» März 1958 und vom 7» Dezember I960 
haben die Parteien die Geltung des Tarifvertrags vom 15« 
Oktober 1953? abgeschlossen zwischen der Beklagten und 
der ÖTV, Ortsverwaltung Bremen - jedoch nicht mit dem 
Marburger Bund,-und ferner die Geltung.der Bestimmungen 
der ATO, TO-,A und KrT, soweit sie nicht durch den Tarif­
vertrag vom 15= Oktober 1953 außer Kraft gesetzt sind, und 
der allgemeinen Dienstordnungen zu diesen Tarifordnungen 
in ihrer jeweils gültigen Fassung vereinbarte Der Kläger 
war zunächst in die VergGr» III T0„A oingestuft, mit 
Wirkung vom 1, Juni I960 aber in die VergGr„ II TOoAo

Der Kläger hat beantragt, die Beklagte zur Zahlung 
des Unterschiedsbetrags zwischen den VergGr» II und III 
TO-.A für den Zeitraum vom 1 „ Januar 1959 "bis zum 31= März 
I960 zu verurteilen.. Er stützt sein Begehren sowohl auf 
die Vergütungsordnung in Anlage 1 zur Tarifordnung für 
Angestellte in Krankenanstalten (KrT) in der Fassung vom 
13„ Juni 1944, als auch auf § 2 des Tarifvertrages vom
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72
Die Beklagte hat eingewandt, der Kläger habe die in 

§ 7 des Tarifvertrages von 15= Oktober 1953 enthaltene 
Ausschlußfrist nicht gewahrt» Ferner sei er nach § 4 
seines Arbeitsvertrages verpflichtet gewesen, seine An­
sprüche unverzüglich den leitenden Arzt und den Direktor 
der Kervcnklinik schriftlich anzuzeigen» Auch das sei 
nicht geschehen»

Das Arbeitsgericht hat die Klage wegen der Aus­
schlußklausel in § 7 des TV von 15= Oktober 1953 abgewiesen» 
Das Landesarbeitsgericht hat der Berufung des Klägers statt- 
gegeben und zur Begründung ausgeführt, die KrT sei gemäß 
§ 9 TVG durch den Tarifvertrag vom 15» Oktober 1953 außer 
Kraft gesetzt worden, und zwar auch gegenüber nichttarif­
gebundenen Arbeitnehnern, ohne Rücksicht darauf, ob sie 
einer anderen Gewerkschaft angehörton» § 9 TVG verletze 
nicht das Koalitionsrecht des Klägers oder seiner Gewerk­
schaft» Der Kläger erfülle auch die Voraussetzungen der 
VergGr, II TO»A in der Fassung des Tarifvertrages von 15» 
Oktober 1953= Die Ausschlußklausei nach § 7 des Tarifver­
trages könne dem Kläger nicht entgegengesetzt werden, da 
diese eng auszulegen sei und nui nachträgliche Beanstan­
dungen der Gehaltsauszahlungen unterbinden wollte, nicht 
aber Ansprüche aus unrichtiger Bingruppierung, § 4 Abs» 2 
des Arbeitsvertrages sei unwirksam, weil diese Vertrags­
bestimmung von der Tarifregelung zu Ungunsten des Arbeit­
nehmers abwciche (§4- Abs» 3, 4- TVG)»

Die Revision der Beklagten rügt die Verletzung 
materiellen Rechtes und begehrt die Wiederherstellung 
des arbeitsgerichtlichen Urteils, während der Kläger 
um Zurückweisung der Revision bittot»

Ent s ch ei du n 5 sgrü nd e j_
Die Revision muß Erfolg haben» Sie führt zur Wieder­

herstellung des klagabweisenden arbeitsgerichtlichen Ur­
teils, weil etwaige Ansprüche des Klägers auf Köhcrgrup-

4-
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A

pierung sowohl nach § A dec Arbeitsvertrages vom 6, Mürz 
1958 wie auch auf Grund der Ausschlußklauscl in § 7 des 
im Arbeitsvertrag für anwendbar erklärten Tarifvertrages 
vom 15c Oktober 1953 verfallen and»
I, 1) Das angefochtene Urteil geht zutreffend davon aus, 
die Bestimmungen der KrT hätten hinsichtlich der Ver- 
gütungsregolung für Ärzte durch den Tarifvertrag von 15= 
Oktober 1955 (TV 1953) für den Bereich der Stadtgemeinde 
Bremen gemäß § 9 Absc 1 TVG ihre Geltung verloren und zwar 
nicht nur mit Wirkung für die tarifgebundenen Arbeitnehmer, 
hier also die Mitglieder der ÖTV, sondern ganz allgemein 
auch für Außenseiter und auch für anderweit organisierte 
ArbeitnehmerSinn und Zweck des § 9 Abs» 1 TVG ist es, 
die behördlich gesetzten Normen der Tarifordnungen möglichst 
bald durch vereinbarte Tarifregolungcn zu ersetzen (BAG 
A, 156 = AP Nr» 5 zu § 9 TVG), Deshalb hat das Bundesar­
beitsgericht bereits entschieden, auch ein Tarifvertrag mit 
räumlich engerem Geltungsbereich verdränge insoweit eine 
fortgeltende Tarifordnung und zwar auch für Personen, die 
an den neuen Tarifvertrag nicht kraft Verbandszugehörig- 
keit gebunden sind (BAG,aaO; BAG AP Nr» 50 zu § 5 TO = A:
BAG AP Kr» 8 zu § 9 TVG bzglc Außerkrafttreten der KrT 
in Bremerhaven), Dabei ist es nach dem klaren Wortlaut 
des Gesetzes unerheblich, ob die dem neuen Tarifvertrag 
nicht unterworfenen Arbeitnehmer überhaupt nicht oder in 
einer anderen Gewerkschaft organisiert sind. Letztere 
stehen den Außenseitern gleich (Hueck-Nipperdey-Stahi- 
hacke, TVG, A„ Aufl,, § 9 Ann, 2 und Nikisch, Arbeitsrecht, 
2„ Ed,, S„ 253 jeweils mit weiteren Nachweisen)„ Die gegen­
teilige Auffassung würde auch zu dem unbefriedigenden Er­
gebnis führen, daß eine fortgeltende Tarifordnung, die 
ihrem Wesen nach als von einer staatlichen Behörde ge­
setztes Hecht für alle Arbeitsverhältnisse Geltung hatte, 
in ihrem persönlichen Geltungsbereich nunmehr aufgespalten 
würde und statt der durch § 9 TVG beabsichtigten Ablösung 
der Tarifordnung gerade deren partielle Portgeltung für 
nicht abzusehende Zeitdauer - hier jedenfalls bis zum
Jahre I960 - eintreten würde.

JLaw – Gesetze und Urteile
(mobile App)

JLaw – für Android

Kostenlos
Über 200 Gesetze
Über 100.000 Urteile JLaw – für iOS

Matthias Prinz
Rechtsanwalt www.prinz.law

H
inw

eis: A
uch Teile der U

rteilssam
m

lung sind als D
atenbank nach §§ 87a ff. U

rhG
 geschützt.

https://itunes.apple.com/de/app/apple-store/id1071207904?pt=117423805&ct=Stamped_PDFs&mt=8
https://play.google.com/store/apps/details?id=marly.jlaw
https://www.prinz.law
http://www.marly.de


72- 5 -

2) Die Anwendung des § 9 TVG auch in vorliegenden 
Falle widerspricht nicht dem Grundgesetz» Das Außerkraft­
treten einer Tarifordnung für alle bisher von ihr er­
faßten Arbeitsverhältnisse mag zwar unerfreulich sein, 
wenn die abschließende Gewerkschaft nur eine Minderheit 
von Arbeitnehmern vertritt» Derartige Fälle werden aber 
verhältnismäßig selten sein» Das Gesetz trifft insoweit 
auch keine Ausnahmeregelung» Die Mehrheit der Arbeitnehmer 
verliert auch nicht ersatzlos den Schutz der Formen der 
‘Tarifordnung» Diese gelten vielmehr kraft Fachwirkung 
weiter; § 4 Abs» 5 TVG ist entsprechend auf die Tarif­
ordnungen anzuwenden (BAG AP Fr» 30 zu § 3 T0»A; Hucck- 
Nipperdcy-Stahlhacke, aaO, mit weiteren Nachweisen). Der 
die Hehrzahl der Arbeitnehmer vertretenden Gewerkschaft 
dürfte es auch nicht schwerfallen, zumindest einen Tarif­
vertrag abzuschließen, der gleichgünstige Bestimmungen ent­
hält» Es mag zwar sein, daß die bisherige Verhandlungs­
grundlage für eine Hehrheitsgewerkschaft dadurch beein­
trächtigt wird, und daß ihre Bemühungen um günstigere 
Tarifregclungcn erschwert werden, wenn eine Hindcrheits- 
gewerkschaft vorzeitig einen ihrer Ansicht nach nicht be­
friedigenden Tarifvertrag abschließt» Diese rein tat­
sächliche Beeinträchtigung einer Verhandlungsposition 
stellt aber noch keine grundgesetswidrige Beeinträchtigung 
der Koalitionsfreiheit (Art» 9 Abs» 3 GG, 2 Abs, 1 GG) 
der Hehrheitsgewerkschaft dar» Sie ist lediglich die Aus­
wirkung, das Spiegelbild der auch einer anerkannten Minder- 
hoitsgewerkschaft zustehenden Koalitionsfreiheit» Das 
einzelne von der Koalition erstrebte Ziel fällt nicht 
unter den Schutz des Art» 9 Abs» 3 GG» Fach dem Grundge­
setz besteht nicht einmal ein Rechtsanspruch einer Ge­
werkschaft auf Teilnahme an Tarifvertragsverhandlungen 
anderer Gewerkschaften (BAG 14, 282 = AP Nr» 5 zu Art» 9 
GG),

3) Es mag dahinstehen, ob Fälle denkbar sind, in denen 
der Abschluß eines Tarifvertrags durch eine Minder? icitnge-. 
werkschaft im Hinblick auf § '9 TVG als Rechtsmißbrauch

- 6 -
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zur Nichtigkeit dieses Vertrags führen könnte (so 
Galperin, RdA 55, 369; dagegen Hueck-Nipperdey-Stahl- 
hacke und Nikisch, aaO)° Das angefochtene Urteil stellt 
insoweit tatsächlich fest, ohne daß Revisionsrügen er­
hoben v,-orden sind, es seien keine Anhaltspunkte dafür 
ersichtlich, daß die Gewerkschaft ÖTV den Tarifvertrag 
1955 in der Absicht abgeschlossen habe, den Harburger 
Bund in eine ungünstige Verhandlungsposition zu bringen„

4) Ist sonit die KrT hinsichtlich der Vergütungs­
regelung für die Arzte durch den Tarifvertrag von 15° 
Oktober 1953 in Gebiet der Beklagten allgemein außer 
Kraft getreten, so galt sie für das Arbeitsverhältnis 
des Klägers auch nicht mehr kraft Nachwirkung* Die 
Nachwirkung eines Tarifvertrages und einer Tarifordnung 
könnt, unabhängig von ihrer Beendigung durch Abschluß 
abweichender Sinzelvertrage, schon dann nicht mehr in 
Betracht, wenn das Arbeitsverhältnis, wie hier, erst 
nach Außerkrafttreten der Tarifregelung begründet worden 
ist (BAG 6, 51 -- AP Nr« 2 zu § 4 TVG Effektivklausel;
BAG 6, 90 = AP Nr* 1 zu § 4 TVG Nachwirkung; BAG 12, 194- 
- AP Nr» 11 zu § 5 TVG; Kueck-Nipperdey-Stahlhacke, aaO, 
§ 4 Ann. 69)»

5) Die Parteien haben in drei aufeinanderfolgen­
den Arbeitsverträgen die Anwendung des Tarifvertrages 
1953, abgeschlossen zwischen der Beklagten und der üTV, 
vereinbart, obwohl der Kläger selbst den Iiarburger Bund 
angehörte° Es bestehen grundsätzlich keine rechtlichen 
Bedenken dagegen, insbesondere auch nicht unter dem Ge­
sichtspunkt der Koalitionsfreiheit des Art« 9 Abs° 3 GO, 
daß ein anderweit organisierter Arbeitnehmer, für den 
kraft seiner eigenen Verbandszugehörigkeit keine Tarif- 
regelungen gelten, einzolvertraglich die Anwendung eines 
von einer anderen Gewerkschaft abgeschlossenen Tarifver­
trags vereinbart. Auf diese Weise ist es möglich, in 
einen Betrieb einheitliche Arbeitsbedingungen für alle 
Arbeitnehmer zu schaffen° Zweifelhaft ist nur, ob auf 
den Arbeitnehmer zum Abschluß einer derartigen Verein­
barung ein Bruck ausgeübt werden kann (vgl„ BAG 4-, 22

n
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= AP Nr, 33 zu § 1 KSchG), Eine dahingehende Drucksituation 
hat aber der Kläger selbst nicht einmal substantiiert be­
hauptet, Der allgemeine Hinweis auf den Druck der "wirt­
schaftlichen Verhältnisse" und eine Stcllenknapphcit Se“ 
nügt nicht. Im übrigen trägt der Kläger selbst vor, er sei 
über den Inhalt der Arbeitsverträge "in keinem Fall auf­
geklärt worden". In diesem Vorbringen kann auch bei 
weitester Auslegung nicht die Behauptung gesehen werden, 
der Kläger habe gegen die Anwendung des Tarifvertrages 
1953, auf den er im übrigen sein Klagbegehren hillsweise 
stützt, protestiert,

II, Es kann dahinstehen, ob der Kläger die Tätig­
keit smerkraale der Vergütungsgruppe II, Fallgruppe 4 des 
Tarifvertrages 1953 erfüllt, wie das angefochtcne Urteil 
näher ausführt. Denn seine etwaigen Ansprüche auf Zahlung 
der Unterschiedsbeträge zwischen den Vergütungsgruppen 
III und II sind verfallen,

1) Nach § 4 des Arbeitsvertrages vom 6, IvIärz 195° 
war der Kläger verpflichtet, dem leitenden Arzt und der 
Direktion der städtischen Krankenanstalten bzw, dem 
Direktor der Nervenklinik unverzüglich schriftlich^ Mit­
teilung zu machen, wenn er den Eindruck gewann, daß seine 
Beschäftigung den Rahmen der Tätigkeit eines Assistenz­
arztes der VergGr, III überschritt. Bei Unterlassen der 
schriftlichen Mitteilung sollten weitergehende Vergütung»- 
ansprüche nicht geltend gemacht werden können. Gegen die 
Gültigkeit dieser Bestimmung bestehen entgegen der vom 
angefochtenen Urteil vertretenen Auffassung keine Be­
denken, Das Landesarbeitsgericht nimmt an, da es sich um 
tarifliche Vergütungsansprüche handele, könne durch einzo.l- 
vertragliche Abrede gemäß § 4 Abs, 5 und 4 TVG keine un­
günstigere Bestimmung, insbesondere hinsichtlich einer 
Avisschlußfrist, getroffen werden. Dabei übersieht das 
angefochtene Urteil, daß der Tarifvertrag 1955 für den 
Kläger nicht kraft Tarifbindung, sondern.' nur kraft einzel- 
vertraglicher Abrede anwendbar war. Die Vorschriften des 
§ 4 TVG gelten aber nur innerhalb des persönlichen Gol-
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tungsbereichs des Tarifvertrags, wie allgemein aner­
kannt ist '.Hneck-IIipperdey-Stahlhacke, aaO, § 3 Ann.
2, § 4 Anm» 6)„

Bedenken gegen die Gültigkeit des § 4 des Arbeits­
vertrages bestehen daher nicht„ Die dort genannten 
Voraussetzungen für die Geltendmachung von Höhergrup­
pierungsansprüchen sind, entgegen der Meinung des Klägers, 
auch nicht erfüllte ^er Kläger behauptet selbst nicht 
einmal, v/ie das Landesarbeitsgericht feststollt, daß er 
Höhergruppierungsansprüche schriftlich bei den in_ §_4 
d e_s_ Arbcitfvertr_ages genannten. Stellen geltend gemacht 
habe« Sr hat nur vorgetragen und unter Beweis gestellt, 
mündlich bei den "Vorgesetzten Ärzten" wegen einer 
Köhcrgruppierung vorgesprochen zu haben, wobei ihm 
aber bedeutet v/orden sei, er müsse sich gedulden» Außer­
dem weist der Kläger darauf hin, der Personalrat habe 
195S und 1959 u„a. auch seine Höhergruppierung beantragt.
Dieses Vorbringen genügt nicht» § 4 des Arbeitsvertrages 
will gerade verhindern, daß angestellte Arzte nach längerer 
Zeit noch mit Höhergruppierungsansprüchen hervortreten»
Es sollen möglichst bald klare Verhältnisse geschaffen 
worden» Dies kann nur dadurch erreicht werden, daß der 
Arzt vermeintliche Ansprüche nicht lediglich gesprächs­
weise, sondern schriftlich seinen ärztlichen Vorgesetzten 
gegenüber geltend macht, die dann auf Grund seiner schrift­
lichen Eingabe auch verpflichtet sind, etwas zu veranlassen» 
Diesen durchaus sinnvollen Pormerfordernissen hat der- 
Kläger nach seinen eigenen Vortrag nicht genügt, so daß 
sich die Erhebung der von ihm angebotenen Beweise er­
übrigt» Die Schreiben des Personalrats können gleichfalls 
nicht als schriftliche Meldung des Klägers im Sinne des 
§ 4 Abs» 1 des Arbeitsvertrages, angesehen werden» Der Personnl- 
rat ist nicht legitimiert, die einzelnen Arbeitnehmer 
bei. der Geltendmachung arbeitsvertraglicher Ansprüche 
zu vertreten, zumindest nicht, wenn ihm nicht ausdrück­
lich eine besondere Vollmacht erteilt ist» Seine Höher-
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gruppierungsanträge erstreckten sich auf die Zukunft 
und waren auf eine Änderung des Stellenplanes gerichtet« 
Adressat der Eingaben des Personalrats waren folglich 
auch nicht die ärztlichen Vorgesetzten des Klägers, 
sondern der Senator für Gesundheitswesen bzw« die Senats- 
Kommission für das Personalwesen« Demnach kann der Kläger 
schon nach § 4- Abs« 2 des Arbeitsvertrages keine weiter­
gehenden Vergütungsansprüche für die Vergangenheit 
geltend machen«

2) Darüber hinaus sind etwaige Ansprüche des Klägers 
aber auch nach § 7 des Tarifvertrags 1953 verfallen« Eine 
Ausschlußfrist kann iii einem Einzclvertrag auch durch Be­
zugnahme auf eine entsprechende Tarifregclung vereinbart 
werden (BAG AP Nr« 1 zu § 1 TVG Bezugnahme auf Tarifver­
trag)« Den Landesarbeitsgericht ist zwar zuzugeben, daß 
tarifliche Ausschlußklauseln grundsätzlich eng auszu­
legen sind« Der eindeutige Wortlaut des § 7 Abs« 1 aaO 
gestattet hier aber, entgegen der Auffassung des ange­
fochtenen Urteils, nicht die Auslegung, es seien nur 
nachträgliche rechnerische Beanstandungen der Gehalts­
zahlung innerhalb von drei Monaten geltend zu machen«
Der Senat hat bereits in den nicht veröffentlichten 
Urteilen vom 3« März I960 - 5 AZR 1/58 - und 21« Juli 
I960 - 5 AZR 537/58 - zu inhaltlich gleichlautenden Be­
stimmungen anderer Tarifverträge für angestellte Ärzte 
ausgeführt^,diese Vorschrift habe umfassenden Charakter»
§ 7 Abs« 1 Satz 2 verlangt, daß Ansprüche wegen angeblich 
höherer Forderungen oder wegen angeblicher Unrichtigkeit 
der Abrechnung innerhalb von drei Monaten geltend zu 
machen sind, wenn sie nicht verfallen sollen« Nach den 
Wortlaut wird also deutlich zwischen rechnerischen 
Differenzen und ganz allgemein "höheren Forderungen" 
unterschieden« Unter "höhere Forderungen" fallen aber 
auch Ansprüche auf Höhergruppierung« Das folgt einmal 
aus dem weitgefaßten Wortlaut, zum anderen aber auch 
aus dem Aufbau und Inhalt des Tarifvertrages 1953« Denn
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dieser befaßt sich, vor allem mit einer Neuregelung 
der Tätigkeitsmerkmale der Vergütungsgruppen I bis 
III der Anlage 1 zur KrT« Die Ausschlußfrist des § 7 
Abs« 1 hat demnach umfassenden Charaktere Sie hat gegen­
über § 20 TO»A, der die Geltendmachung höherer Forderungen 
generell an die gesetzliche Verjährungsfrist band, be­
wußt etwas Neues geschaffen (BAG, aaO)«

Die nach § 7 AbSe 1 Satz 2 Tarifvertrag 1953 er­
forderliche Geltendmachung der Klagansprüche innerhalb 
von drei Monaten ist nicht erfolgte Es kann hier zunächst 
auf die Ausführungen unter II 1) verwiesen werden« Zwar 
verlangt § 7 aaO nicht eine schriftliche Geltendmachung«
Es braucht auch nicht bereits Klage erhoben zu sein« Zu 
verlangen ist aber eine Konkretisierung der Forderung 
der zuständigen Stelle gegenüber, damit diese prüfen 
kann, inwieweit zu Recht Forderungen erhoben werden« Das 
muß innerhalb der Ausschlußfrist geschehen« An dieser 
konkretisierten Geltendmachung den zuständigen Stellen 
gegenüber hat es der Kläger aber nach seinem eigenen 
Vortrag fehlen lassen«

5) Schließlich steht der Anwendung der vertraglichen 
und tariflichen Ausschlußklauseln auch nicht die Bestimmung 
dos § 24-2 BGB entgegen« Das wäre nur dann der Fall, 'wenn 
der Kläger auf Grund von Zusicherungen der Beklagten darauf 
vertrauen durfte, etwaige Ansprüche würden auch ohne frist­
gerechte Geltendmachung erfüllt werden (vgl« 3AG 14-, 140 
- AP Nr« 9 zu § 59 BetrVG)» Das ist nach der vom Arbeits­
gericht durchgeführten und von ihm zutreffend gewürdigten 
Beweisaufnahme nicht der Fall gewesen» Das Ergebnis der 
Beweisaufnahme reicht auch nicht einmal zu der Annahme aus, 
die Beklagte habe zumindest den Rechtsschein erweckt oder 
geduldet, sie werde sich im Falle des Klägers oder ganz 
allgemein nicht auf die Ausschlußfrist berufen (vgl» die 
zur Veröffentlichung vorgesehenen Urteile des Senats betr» 
Abgeltung des Bercitschaftsdienstes für Berliner Assistenz-
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ärzte von 28. Hai 1964 - 5 AZR 499/63 - und 11. Dezember 
1964 - 5 AZR 126/64 -).

Da .demnach der Rechtsstreit zur Endentscheidung in 
Sinne der Klageabweisung reif war, hatte der Senat selbst 
zu entscheiden; das arbeitsgerichtlichc Urteil war wieder 
herzustellen (§ 565 Abs. 3 Nr. 1 ZPO).

gez. Dr. Boldt Dr. Auffarth Siara 
Röglin Dr. Sohler
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